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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 8 SO 31/09 B 
 
L 20 SO 84/08 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 25 SO 24/07 (SG Düsseldorf) 
 
 
 
…………………………………. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, 
Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26.8.2009 durch den  

Vorsitzenden Richter   E i c h e r   sowie den Richter   Dr.  K o l o c z e k    

und die Richterin   B e h r e n d  

beschlossen:  

 
 
Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 16.7.2009 - L 20 SO 84/08 - wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die vom Kläger selbst eingelegte Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im Be-

schluss des Landessozialgerichts (LSG) vom 16.7.2009 ist unzulässig, weil sie nicht der 

gesetzlichen Form entspricht. Der Kläger muss sich vor dem Bundessozialgericht (BSG) gemäß 

§ 73 Abs 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten 

vertreten lassen. Er kann eine Prozesshandlung rechtswirksam nicht vornehmen, folglich auch 

nicht selbst Beschwerde einlegen. Schon die Beschwerdeschrift muss von einem nach § 73 

Abs 4 SGG zugelassenen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet sein. Hierauf hat das LSG 

den Kläger in der Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Beschlusses hingewiesen. Die 

nicht formgerecht eingelegte Beschwerde ist deshalb nach § 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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